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2 AZR 767/96
1 Sa 447/96 Sachsen

Im Namen des Volkes!
Verkündet am
18. September 1997

U r t e i l
Ander1,
Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 18. September 1997 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Etzel, die Richter Bitter und Bröhl sowie die ehren­
amtlichen Richter Baerbaum und Dr. Fischer für Recht erkannt:
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2

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
Sächsischen Landesarbeitsgerichts vom 27. Novem­ber 1996 - 1 Sa 447/96 - wird auf seine Kosten 
zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin (geboren am 2. August 1940) war seit dem 
22. Februar 1965 bei der L GmbH

(im folgenden: L GmbH), über deren Vermögen
mit Beschluß des Amtsgerichts Chemnitz vom 1. August 1995 das Ge­
samtvollstreckungsverfahren eröffnet worden ist, beschäftigt. Auf 
das Arbeitsverhältnis findet kraft beiderseitiger Organisations­
zugehörigkeit der Manteltarifvertrag für die Holz und Kunststoff 
verarbeitende Industrie Sachsen vom 27. Februar 1992 (im folgen­
den: MTV) Anwendung.

Der Beklagte, der im Gesamtvollstreckungsverfahren zum Ver­
walter bestellt worden ist, kündigte der Klägerin mit Schreiben 
vom 5. Oktober 1995 das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der 
sich aus § 2 Nr. 14 b MTV ergebenden Kündigungsfrist zum 31. März 
1996 auf. Die Regelung in § 2 MTV hat folgenden, verkürzt wieder­
gegebenen, Wortlaut:
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11. Während der Aushilfszeit kann das Arbeits­
verhältnis beiderseits gelöst werden:
- bei Arbeitern ohne Einhaltung einer Kün­digungsfrist täglich zum Arbeitsschluß 

(Schichtende),
- bei Angestellten, innerhalb des 1. Monats ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
täglich zum Arbeitsschluß, innerhalb der 
nächsten zwei Monate unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von einer Woche zum 
Wochenschluß.

14.a) Für Kündigungen betragen die beiderseitigen 
Kündigungsfristen nach einer ununterbroche­
nen BetriebsZugehörigkeit von
- bis zu 5 Jahren zwei Wochen
- bis zu 10 Jahren drei Wochen
- mehr als 10 Jahren vier Wochen
jeweils zum Ende der Kalenderwoche.

14.b) Nach einer ununterbrochenen BetriebsZugehö­rigkeit ab vollendetem 25. Lebensjahr ver­
längern sich die Kündigungsfristen für Kün­
digungen durch den Arbeitgeber
- von 5 Jahren auf einen Monat zum Monats­
ende

- von 10 Jahren auf zwei Monate zum Monats­
ende

- von 20 Jahren auf drei Monate zum Ende 
des Kalendervierteljahres.

15. Die gesetzlichen Vorschriften über die
fristlose Auflösung des Arbeitsverhältnis­
ses bleiben unberührt.

19. Wird der Arbeitnehmer aus Gründen entlas­
sen, die er nicht zu vertreten hat, und in­
nerhalb eines Zeitraums von 24 Monaten wie­
der eingestellt, so ist bei der Bemessung

- 4 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

der tarifvertraglichen Ansprüche und Rechte 
die vor der Entlassung verbrachte Beschäf­tigungszeit auf die Betriebszugehörigkeit 
anzurechnen."

Die Parteien streiten vorliegend darüber, ob die Kündigung 
des Beklagten das Arbeitsverhältnis unter Beachtung der gesetzli­
chen Kündigungsfristen erst zum 31.05.1996 beendet hat.

Die Klägerin hat geltend gemacht, die Regelungen über Kündi­
gungsfristen im MTV stammten aus der Zeit vor Inkrafttreten des 
Kündigungsfristengesetzes vom 7. Oktober 1993, so daß für die 
Kündigung § 622 Abs. 2 Nr. 7 BGB mit einer Kündigungsfrist von 
sieben Monaten zum Monatsende anwendbar sei.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß das zwischen den Parteien be­
stehende Arbeitsverhältnis durch die Kündigung 
vom 5. Oktober 1995 nicht zum 31. März 1996 auf­
gelöst worden ist, sondern bis zum 31. Mai 1996 
fortbestanden hat.

Der Beklagte hat sich zu seinem Klageabweisungsantrag darauf 
berufen, die Tarifvertragsparteien hätten im MTV eine eigenstän­
dige, konstitutive Regelung treffen wollen, zumal im Februar 1992 
bereits die die Neufassung des § 622 BGB veranlassende Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts Vorgelegen habe. Die Tarif­
partner hätten damit ungünstigere tarifliche Kündigungsfristen 
offensichtlich bewußt in Kauf genommen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht nach ihrem Klage-
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antrag erkannt. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Re­
vision erstrebt der Beklagte die Wiederherstellung des erstin­
stanzlichen Urteils.

E n t s c h e i d u n q r s a r ü n d e  s

Die Revision des Beklagten ist nicht begründet. Das Beru­
fungsgericht hat die vom Beklagten anzuwendende Kündigungsfrist 
zutreffend nach § 622 BGB n.F. berechnet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung im wesentli­
chen wie folgt begründet: Bei § 2 Nr. 14 b MTV handele es sich 
nicht um eine eigenständige Regelung, sondern lediglich um eine 
deklaratorische Verweisung auf den damals geltenden § 55 AGB-DDR. 
Dafür spreche die inhaltlich übereinstimmende Regelung und auch 
der Zusammenhang zwischen § 2 Nr. 14 a und b MTV. Wenn in dem MTV 
zunächst eine an das Lebensalter bis zum 25. Lebensjahr geknüpf­
te, sehr kurze und vom Gesetz gravierend abweichende Regelung ge­
troffen werde (§ 2 Nr. 14 a MTV), so spreche die Wiederholung der 
gesetzlichen Kündigungsfristen für die Fälle der BetriebsZugehö­
rigkeit ab vollendetem 25. Lebensjahr (§ 2 Nr. 14 b MTV) dafür, 
in letzterem Falle den Arbeitnehmern die gesetzlichen Kündigungs­
fristen zu gewähren.

II. Dem folgt der Senat sowohl im Ergebnis wie auch in der Be­
gründung. Die Revision rügt zu Unrecht eine fehlerhafte Auslegung 
des § 2 Nr. 14 MTV. Das Landesarbeitsgericht ist vielmehr bei
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seiner Auslegung von der Rechtsprechung des Senats zur Unter­
scheidung von deklaratorischen und konstitutiven Kündigungsfri­
stenregelungen, insbesondere auch im neueren Urteil vom 14. Fe­
bruar 1996 (- 2 AZR 166/95 - AP Nr. 21 zu § 1 TVG Tarifverträge: 
Textilindustrie) ausgegangen.

1. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(vgl. BAGE 40, 102 = AP Nr. 133 zu § 1 TVG Auslegung; Urteil vom
16. September 1993 - 2 AZR 697/92 - BAGE 74, 167 = AP Nr. 42 zu

f§ 622 BGB; Urteile vom 10. Mai 1994 - 3 AZR 721/93 - AP Nr. 3 zu 
§ 1 TVG Tarifverträge: Verkehrsgewerbe; vom 5. Oktober 1995 - 2 
AZR 1028/94 - AP Nr. 48 zu § 622 BGB, auch zur Veröffentlichung 
in der Amtlichen Sammlung vorgesehen; vom 14. Februar 1996 - 2 
AZR 201/95 - AP Nr. 50, aaO und zuletzt vom 26. Juni 1997 - 2 AZR 
759/96 -, nicht veröffentlicht) ist bei Tarifverträgen jeweils 
durch Auslegung zu ermitteln, inwieweit die Tarifvertragsparteien 
eine selbständige, d. h. in ihrer normativen Wirkung von der au­
ßertariflichen Norm unabhängige eigenständige Regelung treffen 
wollten. Dieser Wille muß im Tarifvertrag einen hinreichend er- (
kennbaren Ausdruck gefunden haben. Das ist regelmäßig anzunehmen, 
wenn die Tarifvertragsparteien eine im Gesetz nicht oder anders 
enthaltene Regelung treffen oder eine gesetzliche Regelung über­
nehmen, die sonst nicht für die betroffenen Arbeitsverhältnisse 
gelten würde. Für einen rein deklaratorischen Charakter der Über­
nahme spricht hingegen, wenn einschlägige gesetzliche Vorschrif­
ten wörtlich oder inhaltlich unverändert übernommen werden; in 
einem derartigen Fall ist bei Fehlen gegenteiliger Anhaltspunkte 
davon auszugehen, daß es den Tarifvertragsparteien bei der Über-
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nähme des Gesetzestextes darum gegangen ist, im Tarifvertrag eine 
unvollständige Darstellung der Rechtslage zu vermeiden. Sie haben 
dann die unveränderte gesetzliche Regelung im Interesse der Klar­
heit und Übersichtlichkeit deklaratorisch in den Tarifvertrag 
aufgenommen, um die Tarifgebundenen möglichst umfassend über die 
zu beachtenden Rechtsvorschriften zu unterrichten (zustimmend 
Hromadka, BB 1993, 2372, 2375; Hergenröder, Anm. zu AP Nr. 40 zu 
§ 622 BGB; Jansen, Anm. zu AP Nr. 42 § 622 BGB; Kramer, ZIP 1994, 
929, 930 f.; Marschollek, DB 1991, .1069, 1071; Meyer, DB 1991, 
1881; Wank, NZA 1993, 961, 963; kritisch: Bengelsdorf, NZA 1991, 
121, 126; ders. in Anm. zu AP Nr. 48 zu § 622 BGB; Creutzfeldt, 
AuA 1995, 87; K. Gamillscheg, SAE 1996, 277 f.; Wedde, AuR 1996, 
421 f.).

a) Geht man hiervon aus, so ist mit dem Berufungsgericht fest­
zustellen, daß in § 2 Nr. 14 b MTV der Gesetzestext des § 55 
Abs. 2 AGB-DDR fast wörtlich, jedenfalls inhaltlich unverändert 
übernommen worden ist. § 55 Abs. 2 AGB-DDR lautet wie folgt:

"Hat der Arbeitsvertrag in demselben Betrieb oder 
Unternehmen fünf Jahre bestanden, erhöht sich für 
die Kündigungsfrist durch den Arbeitgeber die 
Kündigungsfrist auf einen Monat zum Monatsende, 
hat er 10 Jahre bestanden, erhöht sich die Kündi­
gungsfrist auf zwei Monate zum Monatsende, hat er 20 Jahre bestanden, erhöht sich die Kündigungs­
frist auf drei Monate zum Ende des Kalendervier­
teljahres; bei der Berechnung der Beschäftigungs­
dauer werden Zeiten, die vor der Vollendung des 
25. Lebensjahres des Arbeitnehmers liegen, nicht berücksichtigt."

Das Berufungsgericht hat zutreffend ausgeführt, der Wortlaut 
des Tarifvertrages und des Gesetzes stimme mit geringen Satzum-
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Stellungen überein; sowohl im Tarifvertrag als auch im Gesetz 
werden dieselben Kündigungsfristen unter Beachtung des Bestandes 
des Arbeitsverhältnisses aufgeführt, wobei es unerheblich ist, 
daß die Gesetzesvoraussetzung zur Geltung ab 25. Lebensjahr in 
der TarifVorschrift einleitend, im Gesetz dagegen nach dem Semi­
kolon abschließend geregelt worden ist. Inhaltlich liegt nahezu 
völlige Übereinstimmung vor, sieht man einmal davon ab, daß im 
Tarifvertrag einleitend von "ununterbrochener" BetriebsZugehörig­
keit ab vollendetem 25. Lebensjahr die Rede ist. Dies korrespon- cdiert indessen mit der tariflichen Sondervorschrift in § 2 
Nr. 19, wonach unter bestimmten Voraussetzungen bei Wiederein­
stellung die vor der Entlassung verbrachte Beschäftigungszeit auf 
die BetriebsZugehörigkeit anzurechnen ist. Auch das Gesetz (hier 
§ 55 Abs. 2 AGB-DDR) geht insoweit - wenn auch unausgesprochen - 
von einer ununterbrochenen BetriebsZugehörigkeit aus, wenn auch 
rechtliche Unterbrechungen - ähnlich wie in § 2 Nr. 19 MTV gere­
gelt - dann unerheblich sind, wenn die verschiedenen Arbeitsver­
hältnisse in einem engen sachlichen, inneren Zusammenhang stehen 
(vgl. KR-Hillebrecht/Spilger, 4. Aufl., § 622 BGB Rz 56, 58; 
MünchKomm-Schwerdtner, § 622 BGB Rz 43). Die geringfügigen Abwei­
chungen im Wortlaut haben daher mit der im übrigen völligen Über­
einstimmung der Kündigungsfristen und der Wartezeiten nichts zu 
tun. Bei Fehlen gegenteiliger Anhaltspunkte ist deshalb davon 
auszugehen, daß es den Tarifvertragsparteien bei der Übernahme 
des Gesetzestextes darum gegangen ist, im Tarifvertrag eine un­
vollständige Darstellung der Rechtslage zu vermeiden.

b) Etwas anderes ergibt sich hier auch nicht aus Stellung und 
Systematik des § 2  Nr. 14 a im Vergleich zu § 2 Nr. 14 b MTV. Das
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Landesarbeitsgericht hat bereits angemerkt, daß die Tarifver­
tragsparteien nicht uneingeschränkt die Kündigungsfristen des 
§ 55 AGB-DDR übernehmen wollten, sondern die Grundkündigungsfrist 
in § 55 Abs. 1 AGB-DDR mit § 2 Nr. 14 a MTV bei Arbeitsverhält­
nissen bis zum 25. Lebensjahr und für alle Kündigungen durch den 
Arbeitnehmer modifiziert haben. Hier haben sie nämlich in Abwei­
chung vom Gesetz eine Verlängerung der Kündigungsfrist je nach 
BetriebsZugehörigkeit bis zu fünf und mehr Jahren vorgenommen. 
Richtig ist, daß § 2 Nr. 14 a und b MTV im Zusammenhang gelesen 
werden müssen und erst dann den vollen Sinn erschließen. Das än­
dert indessen nichts daran, daß für den Teilbereich der verlän­
gerten Kündigungsfristen ab 25. Lebensjahr eine vom Gesetzestext 
nicht abweichende Regelung getroffen worden ist.

Hierzu hat der Senat, worauf das Landesarbeitsgericht eben­
falls bereits zutreffend hingewiesen hat, im Urteil vom 14. Fe­
bruar 1996 (- 2 AZR 166/95 - AP Nr. 21 zu § 1 TVG Tarifverträge: 
Textilindustrie, mit Anm. von Kamanabrou) entschieden, vereinbar- 
ten die Tarifpartner kürzere als die gesetzlichen Kündigungsfri- 
sten, so bleibe es ihrer tarifautonomen Entscheidung überlassen, 
in Teilbereichen die jeweiligen gesetzlichen Kündigungsfristen 
als Mindestschutz für die Arbeitnehmer bestehen zu lassen; die 
Zulässigkeit einer derartigen Aufspaltung einer tariflichen Kün­
digungsfristenregelung in einen konstitutiven und einen deklara­
torischen Teil ergebe sich aus der tarifdispositiven Norm des 
§ 622 BGB - hier des § 55 Abs. 3 AGB-DDR; wenn der Gesetzgeber 
den Tarifpartnern die Möglichkeit eingeräumt habe, hinsichtlich 
der Kündigungsfristen den Besonderheiten ihrer Branche Rechnung
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zu tragen, so obliege es allein ihrer tarifautonomen Entschei­
dung, in welchem Umfang sie von dieser Möglichkeit Gebrauch mach­
ten. Es lasse sich unter dem Gesichtspunkt der Tarifautonomie 
nicht rechtfertigen, den Tarifpartnern die Entscheidung zu ver­
wehren, von einer tarifdispositiven Gesetzesnorm nur teilweise 
abzuweichen und im übrigen auf die gesetzlichen Bestimmungen zu 
verweisen.

Ebenso liegen die Dinge hier, wenn die Tarifpartner für Ar- 
beitsverhältnisse bis zum 25. Lebensjahr eine vom Gesetz abwei­
chende konstitutive Regelung getroffen, im übrigen aber die ge­
setzliche Regelung inhaltlich und damit deklaratorisch übernommen 
haben.

c) Entgegen der Auffassung der Revision folgt auch daraus 
nichts anderes, daß - systematisch gesehen - die Tarifpartner in 
§ 2 Nr. 15 MTV geregelt haben, die gesetzlichen Vorschriften über 
die fristlose Auflösung des Arbeitsverhältnisses blieben unbe­
rührt. Wenn auch damit ein anderer Wortlaut hinsichtlich der Ver- ^ 
Weisung auf gesetzliche Vorschriften gewählt worden ist, ändert 
dies nichts daran, daß in § 2 Nr. 14 b MTV - dieses Mal unter 
Wiederholung des Gesetzestextes - eine deklaratorische Wiedergabe 
von den Tarifpartnern gewählt worden ist, um eben eine vollstän­
dige Darstellung der Rechtslage bei der "normalen", ordentlichen 
Kündigung zu gewährleisten. Hinsichtlich der "anormalen" fristlo­
sen Kündigung gemäß § 626 BGB, der ohnehin nicht tarifdispositiv 
ist, mögen sich die Tarifpartner dagegen mit der pauschalen Ver­
weisung in § 2 Nr. 15 MTV begnügt haben. Es besagt daher entgegen
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der Auffassung der Revision nichts, daß die Tarifpartner in § 2 
Nr. 14 b MTV nicht eine ebenso pauschale Verweisung wie in § 2 
Nr. 15 MTV gewählt haben.

d) Entgegen der Meinung der Revision läßt sich schließlich auch 
aus der Tatsache, daß bei Abschluß des Tarifvertrages am 27. Fe­
bruar 1992 bereits die die Neufassung des § 622 BGB veranlassende 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bekannt war, nichts zu 
ihren Gunsten herleiten. Dazu hat im Gegenteil der Senat bereits 
die Auffassung vertreten (Urteil vom 5. Oktober 1995 - 2 AZR 
1028/94 - AP Nr. 48 zu § 622 BGB, zu II 3 d der Gründe), gerade 
der Umstand, daß die Tarifparteien um die bevorstehende gesetzli­
che Neuregelung der Kündigungsfristen wußten, hätte eine Klar­
stellung im Tarifvertrag dahin erwarten lassen, die kurzen Fri­
sten des AGB-DDR sollten auch nach dieser Neuregelung mit abseh­
bar längeren Kündigungsfristen fortgelten, wenn dies denn der 
Wille der Tarifparteien gewesen wäre. Es läßt sich - und daran 
hält der Senat fest - aus der bloßen Übernahme des damals gelten­
den Gesetzesrechtes in den Tarifvertrag nicht schon auf einen 
solchen Willen der Tarifparteien schließen.

Ferner gilt das Argument unverändert (so schon Urteil vom 
5. Oktober 1995 - 2 AZR 1028/94 - AP, aaO, zu II 2 b der Gründe), 
daß jedenfalls seit Festigung der teilweise kritisierten Recht­
sprechung des BAG, d. h. spätestens seit der Entscheidung vom 
28. Januar 1988 (- 2 AZR 296/87 - AP Nr. 24 zu § 622 BGB; siehe 
auch schon BAG Urteil vom 12. November 1964 - 5 AZR 507/63 - AP 
Nr. 4 zu § 34 SchwBeschG 1961, wonach die Übernahme des Gesetzes-
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textes in einen Tarifvertrag ixn Zweifel lediglich der Klarstel­
lung im Sinne einer neutralen Klausel dient, fortgeführt u. a. 
durch Urteil vom 27. August 1982 - 7 AZR 190/80 - BAGE 40, 102 = 
AP Nr. 133 zu § 1 TVG Auslegung) eine inhaltliche Übernahme ge­
setzlicher Regelungen in ein tarifliches Regelwerk gegen einen 
eigenen Normsetzungswillen der Tarifparteien spricht, wenn diese 
- die Kenntnis der langjährigen höchstrichterlichen Rechtspre­
chung kann vorausgesetzt werden - einen Hinweis auf die angeblich 
gewollte Eigenständigkeit der Regelung unterlassen.

2. Ist somit davon auszugehen, daß § 2 Nr. 14 b MTV hinsicht­
lich der verlängerten Kündigungsfristen ab dem 25. Lebensjahr 
kein autonomes Tarifrecht darstellt, gilt bis zu einer eigenstän­
digen Tarifregelung die jeweilige gesetzliche Regelung'. Das ist 
nach dem Außerkrafttreten des § 55 AGB-DDR aufgrund des Art. 5 
des Gesetzes zur Vereinheitlichung der Kündigungsfristen von Ar- 
Leitern und Angestellten (Kündigungsfristengesetz) vom 7. Oktober 
1993 der geänderte § 622 Abs. 2 BGB. Danach hat das Landesar­
beitsgericht die Kündigungsfrist zutreffend mit sieben Monaten 
zum Monatsende berechnet und die Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses auf den 31. Mai 1996 festgestellt.

Etzel Bitter Bröhl
Fischer Baerbaum
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